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Von Karl dem Grossen zur Europäischen Union	  
oder: Von der Herrschaft zur Gemeinschaft

Karl der Europäer

Karl der Grosse vereinigte Europa. Anders als das imperium romanum war sein 
Reich nicht mediterran ausgerichtet, sondern auf den europäischen Kontinent 
und erstreckte sich von Spanien bis Ungarn, von Dänemark bis Italien (allerdings 
ohne den Süden). Dass es später – 962 – zum ›Heiligen Römischen Reich Deut-
scher Nation‹ wurde1, zeigt die geographische Verlagerung. Karl herrschte über 
ein Gebiet, das grösser war als jenes des 1951/1957 gebildeten ursprünglichen 
›Europa der Sechs‹, aber doch nicht die Dimensionen des heutigen ›Europa der 
28‹ erreichte.
»Karl der Grosse verdiente seinen Beinamen, denn er war erstens körperlich und 
geistig stark, zweitens ausserordentlich gerecht und drittens ein guter Christ.«2 
Sein Reich gestaltete er nicht durch Abschluss von Verträgen, sondern durch Er-
oberungen. Im langdauernden Sachsenkrieg unterwarf er Niederdeutschland, 
im Kampf gegen die Sorben erweiterte er seine Herrschaft auf das Gebiet zwi-
schen Elbe und Oder, nach dem Feldzug gegen Dänemark legte er die Grenze in 
Schleswig-Holstein fest (die ›Eidesgrenze‹), mit dem Sieg über die Langobarden 
bei Pavia 774 weitete er sein Reich auf Italien aus, im Kampf gegen die Araber 
konnte er sich nach einem Rückschlag einen Teil Spaniens sichern, und mit dem 
Feldzug gegen die Awaren eroberte er Ungarn. 
So bildete er aus grossen Teilen Europas eine Einheit und hielt diese zusammen, 
was bei der Vielfalt der vereinten Völkerstämme nur dank seiner starken Persön-
lichkeit gelang. Ein Reich dieser Grösse zu regieren war ein Meisterstück und aus 
heutiger Sicht kaum vorstellbar. Die Kommunikation war nur durch Menschen 
in direktem Kontakt möglich, denen ausser dem Fussmarsch einzig das Pferd als 
Fortbewegungsmittel zur Verfügung stand, mit dem man – auf längere Distanzen 
mit häufigem Pferdewechsel – etwa sieben Kilometer in der Stunde zurücklegen 
konnte und kann.3 Karl liess sich auf verschiedenen seiner Reisen von seiner jun-

1	 Otto I, genannt der Grosse, wurde 962 vom Papst zum ersten Kaiser des ›Heiligen Rö-
mischen Reichs Deutscher Nation‹ gekrönt.

2	 So lautete der Satz, den der Verfasser 1944/45 als Gymnasiast der 3. Klasse in sein 
Geschichtsheft schrieb.

3	 Noch in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts benötigte die Postkutsche für die Berg-
fahrt über den Gotthard von Flüelen bis Camerlata 23 Stunden mit 14 Pferdewechseln.
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gen dritten Frau Hildegard begleiten, die in zwölfjähriger Ehe neun Kinder gebar 
und beschwerliche Reisen über 6000 Kilometer unternahm.4 Dass Karl zur Ver-
besserung der Verbindungen ein Strassennetz anlegen liess, war ebenso verständ-
lich wie verdienstvoll.
Die Dezentralisation war zur Beherrschung des Reichs unerlässlich. Dieses wur-
de in Gaue und an den Grenzen in Marken mit grösserer Selbständigkeit geglie-
dert. Die Grafen als deren Leiter waren aber nur zum Teil direkt Karl unterstellt, 
denn dieser hatte zwei der Söhne Hildegards schon als Kleinkinder mit Herr-
schaftsrechten ausgestattet. Ludwig (später Ludwig der Fromme) als den jüngsten 
hatte er anfangs der 780er Jahre nach Aquitanien, also nach Südwestfrankreich, 
entsandt, und dem etwas älteren Pippin (ursprünglich mit Namen Karlmann) die 
Herrschaft über Italien anvertraut.5 Unterstützt wurde Karl bei der Reichsverwal
tung durch die Reichs- oder Sendgrafen (missi dominici) , die das Wirken der 
Gau- und Markgrafen überprüften. Der Beschwerlichkeit der Reisen zum Trotz 
trat jährlich der Reichstag zusammen, dem Karl die wichtigsten Geschäfte vorleg-
te, bevor er selbst die Entscheide traf.

Strukturen und ihr Wandel

Über sein Reich übte Karl die Herrschaft aus. Als höchst verdienstvoller und 
gerechter, die Bildung fördernder, nötigenfalls aber auch durchgreifender Kö-
nig (von 768 an) und Kaiser (gekrönt 800) leitete er die Geschicke Europas von 
oben. 
Gleichsam den Gegenpol bildet die schweizerische Staatsorganisation, die den 
Bundesstaat wie die Kantone und auch die Gemeinden als Gemeinwesen, also 
als Gemeinschaften betrachtet, auch wenn dies dem wissenschaftlichen Bergriff 
der Soziologen nicht entsprechen mag und bei Betrachtern aus andern Staaten 
keine Zustimmung findet6; aber es entspricht dem Selbstverständnis des Landes. 
Nach der Bundesverfassung vom 18. April 1999 (Art. 1 BV) bilden das Schweizer-
volk und die Kantone (mit Aufzählung) die Schweizerische Eidgenossenschaft, 
die demnach eine doppelte Basis hat: das Gesamtvolk und die Gliedstaaten als 

4	 Hans-Ulrich Rübel, Hildegard, Gattin Karl des Grossen, und ihre Nachkommen, in 
diesem Buch.

5	 Wie Rübel darlegt, hatte Karl der Grosse sieben Söhne, von denen allerdings nur jene 
vier, die Hildegard geboren hatte, als ehelich galten, weil die andern Ehen aufgelöst 
oder nie geschlossen worden waren. Von diesen vier Söhnen starb Lothar nach einem 
Jahr. Steffen Patzold, Zwischen Gerichtsurteil und politischem Mord: Der rätselhafte 
Tod König Bernhards von Italien im Jahre 818; in: Georg Schild, Anton Schindling 
(Hrsg.), Politische Morde in der Geschichte, Paderborn und Zürich 2012, spricht des-
halb S. 39/40 von drei ehelichen Söhnen.

6	 Ausländische Kollegen fanden bei einem Gespräch diese Betrachtungsweise als wissen-
schaftlich nicht fundiert, ja leicht grotesk.
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selbständige Einheiten. Diesen stehen alle staatlichen Befugnisse zu, welche die 
Verfassung nicht dem Bund überträgt (Art. 3 BV), was allerdings für die wich-
tigsten politischen Entscheide geschehen ist. Den Gemeinden obliegen nicht nur 
der Betrieb öffentlicher Dienste und gewisse Verwaltungsaufgaben. Sie üben auch 
Rechtsetzungsfunktionen aus, können die gesetzlichen Grundlagen für hoheitli-
che Massnahmen aufstellen7, erheben selbst Steuern (in Graubünden gar gestützt 
auf kommunale Steuergesetze8) und stellen weitgehend die für jedermann ver-
bindliche Raumordnung auf. Sie sind damit nicht wie in andern Staaten einfach 
Untereinheiten, denen man gewisse Verwaltungsfunktionen und den Betrieb öf-
fentlicher Dienste überlässt (sogenannte Selbstverwaltungskörper), sondern Ge-
meinwesen mit verfassungsrechtlich garantierter Autonomie (Art. 50 BV), was 
im Ausland bei der Vorstellung unserer Staatsstruktur gelegentlich Erstaunen 
auslöst.9

Die schweizerische Staatsstruktur von unten nach oben hat sich nicht zufällig 
ergeben. Sie eignet sich wohl nur für ein kleineres Land und ist bedingt durch drei 
Faktoren. Zum ersten haben sich die dreizehn alten Orte durch ein kompliziertes 
Bündnissystem zusammengeschlossen, sind also nicht durch Reichsteilung oder 
Eroberung zur Einheit geworden; in der Folge haben sie sich dann freilich weitere 
Gebiete unterworfen. Ob die Schweiz zweitens wirklich, wie gern gesagt wird, 
aus einer genossenschaftlichen Struktur herausgewachsen ist, bleibe dahinge-
stellt. Jedenfalls waren es keine Adelshäuser, die sich vereinigten, sondern die Ur
kantone mit ihrer Agrarstruktur und Städte mit ihrer Zunftordnung, durch de-
ren Beitritt die Schweiz erst ihre Bedeutung erhielt.10 Dritter Bestimmungsfaktor 

7	 Ist die Gemeinde in der Sache zuständig, kann sie selbst die gesetzliche Grundlage für 
die Beschränkung des Zweitwohnungsbaus und damit für einen Eingriff ins Eigentum 
aufstellen (BGE 135 I 241 E. 2.1 Crans-Montana VS, vor Annahme von Art. 75 b BV am 
11.03.2012). Sie kann die Rechtsgrundlage für die Erhebung einer raumplanerischen 
Lenkungsabgabe aufstellen (BGE 136 I 146 E. 3.3 Samnaun GR, wo der kommunale 
Erlass nur deshalb nicht reichte, weil er noch nicht in Kraft stand).

8	 Beispiel: Steuergesetz der Gemeinde Davos vom 01.06.2008. Während die Gemeinde 
die direkten Steuern in Prozenten der einfachen Kantonssteuer nach Kantonsrecht er-
hebt, stellt sie mit ihrem Steuergesetz die Grundlage für die Erhebung der Erbanfall- 
und Schenkungssteuer selbst auf.

9	 An einem Kolloquium an der Université Aix-Marseille erklärte mir 1980 ein höchst re-
nommierter Pariser Professor des öffentlichen Rechts nach einer Präsentation der Rolle 
von Kantonen und Gemeinden in der Schweiz: »C’est étonnant comment on connaît 
mal ses voisins.« – Anlässlich eines Kolloquiums am Institut des Sciences politiques in 
Paris 1982 wurde ich nach der Darlegung der Kompetenzen der Kantone und Gemein-
den bei der Raumplanung gefragt: »Comment avez-vous réussi à décentraliser ainsi?« 
Meine Antwort lautete: »C’est très simple, nous n’avons jamais centralisé.«

10	 Zu dieser Entwicklung: Hans Conrad Peyer, Verfassungsgeschichte der alten Schweiz, 
Zürich 1978, S. 21–30 mit der Schlussfolgerung S. 30: »Zentrum und Kristallisations-
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ist die Topographie mit den Geländekammern, die den Aufbau einer dezentralen 
politischen Organisation gleichsam vorgaben. Wo die grossen Ebenen beginnen 
– mit der Oberrheinischen Tiefebene oder der Lombardei – hört die Schweiz auf. 
Die heutige Struktur beruht auf dieser Entwicklung und entscheidend auf dem 
Gestaltungswillen, der das Land im 19. Jahrhundert zum Bundesstaat mit Ge-
meinwesen auf drei Stufen machte.
Die Entwicklung der Staatsstruktur von der Herrschaft zur Gemeinschaft im 
Laufe der Jahrhunderte ist in der westlichen Welt eine allgemeine Erscheinung, 
auch wenn sie nicht in gleichem Masse wie in der Schweiz zu einem Staatsver-
ständnis von unten nach oben geführt hat, weil die Vorgaben anders waren. Auch 
Staaten mit dominanter Zentralmacht können sehr wohl als Demokratien gestal-
tet werden. Wenn sich die politischen Rechte dabei auf das Wahlrecht konzent-
rieren, bestimmen die Bürgerinnen und Bürger doch auf diesem Weg ›von unten‹ 
die Ausrichtung der Staatstätigkeit. – Die Entwicklung von der Herrschaft zur 
Gemeinschaft ist darüber hinaus ein gesellschaftliches Phänomen, das eine an-
dere Staatsform als die Demokratie in der westlichen Welt heute als undenkbar 
erscheinen lässt. 
Und die gleiche Entwicklung hat sich durch die Reformation auch im kirchlichen 
Bereich abgezeichnet. Kirchen sind im Mittelalter nicht durch Gemeinden errich-
tet, sondern gestiftet worden, wobei dem Stifter als Patron die Kollatur (das Recht 
zur Einsetzung des Geistlichen) zustand und er durch Bereitstellung der Pfrün-
den die Ausstattung des Pfarrers und den Gebäudeunterhalt sicherstellte. Mit dem 
Übergang auf den Staat und die Gemeinde wurde die Gemeinschaft Trägerin der 
Aufgabe11, und mit der Reformation fiel die kirchliche Hierarchie weg, hatte doch 
der Zürcher Antistes nie die Stellung eines Bischofs.

punkt der Eidgenossenschaft ist aber viel mehr der Zürcher- als der Dreiländerbund 
gewesen, ja Zürich ist ihr Vorort und das Verbindungsglied zu den schwäbischen Bün-
den geblieben.«

11	 Mit der Übernahme der Pfründen durch den Staat im 19. Jahrhundert gingen die Ak-
tiven (vor allem das umfangreiche Grundeigentum) und die Passiven auf den Kanton 
über, der damit die seinerzeitige Kompetenzpflicht (Pfarrbesoldung) und die Baupflicht 
(Gebäudeunterhalt) übernahm. Das waren die ›historischen Rechtstitel‹, die durch die 
Kantonsverfassung von 1869 in Art. 64 Abs. 3 Satz 3 in der Fassung vom 07.07.1963 aus-
drücklich vorbehalten waren. Dazu Eduard Rübel, Existenz, Umfang und Inhalt der hi-
storischen Rechtstitel der Evangelisch-reformierten Landeskirche des Kantons Zürich 
gemäss Art. 64 Abs. 3 Satz 3 der Kantonsverfassung, 1982. Mit der Kantonsverfassung 
vom 27.02.2005 ist diese Bestimmung weggefallen. Die Verpflichtungen obliegen nun 
den kirchlichen Körperschaften, die vom Kanton Beiträge erhalten (§§ 19 ff. Kirchenge
setz [KiG]; dazu: Antrag des Regierungsrates vom 31.05.2006, Amtsblatt 2006 S. 573 
ff., insbes. S. 591).
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Die Wirtschaftsordnung als Friedensordnung

Dieser Wandel der Auffassungen kommt auch in der europäische Einigung unse-
rer Tage zum Ausdruck, die nicht mehr wie zur Zeit Karls die Gestalt eines Reichs 
hat, sondern auf der Bildung von Gemeinschaften beruht. Diese sind – anders 
als die Schweizer Staatsorganisation – nicht als Gemeinschaften von Menschen, 
sondern von Staaten gebildet worden.
Entstanden ist diese europäische überstaatliche Struktur als Friedensordnung 
nach den Kriegen, die aus einem übersteigerten Nationalismus heraus geführt 
worden waren und zur Verblutung grosser Teile von Altersklassen europäischer 
Länder geführt hatten. Nach dem Ersten Weltkrieg suchten die Siegerstaaten im 
Versailler Vertrag mit Deutschland vom 28. Juni 1919 und in den nachfolgenden 
Verträgen mit den andern Staaten die Macht des unterlegenen Gegners zur eige-
nen Sicherung zu begrenzen, was zu wirtschaftlichen Schwierigkeiten und zur 
Machtergreifung durch Diktatoren führte, die dem Volk ein besseres Schicksal 
versprachen, ihre Länder aber nach anfänglichen Erfolgen ins Elend führten. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg handelten die Siegermächte anders. Winston 
Churchill rief in seiner Zürcher Rede vom 19. September 1946 zur Vereinigung 
Europas auf und legte damit den Grundstein zur Verständigung. Im folgenden 
Jahr, am 5. Juni 1947, hielt ein anderer Staatsmann an einer andern Hochschule, 
nämlich General George Marshall als Staatssekretär der USA an der Universität 
Harvard, eine Rede, die den Weg zum wirtschaftlichen Wiederaufbau mit Ein-
bezug der Besiegten wies. Der Marshall-Plan fand seinen Ausdruck in den USA 
im Foreign Assistance Act vom 3. April 1948, dessen erster Titel die Hilfe an Eu-
ropa betraf. In Europa berieten zunächst Frankreich, Grossbritannien und die 
UdSSR die Zusammenarbeit. Auf den 12. Juli 1947 wurde eine erweiterte, aber 
auf die westeuropäischen Staaten beschränkte Konferenz nach Paris einberufen. 
Der Bundesrat erklärte sich in einer von Max Petitpierre, dem Vorsteher des da-
maligen Politischen Departements, unterzeichneten Note vom 9. Juli 1947 bereit, 
an den Arbeiten mitzuwirken, und nahm dann an der Konferenz teil. Das Er-
gebnis der Beratungen war das Abkommen über die europäische wirtschaftliche 
Zusammenarbeit vom 16. April 1948, dem die Schweiz durch Bundesbeschluss 
vom 7. Oktober 1948 beitrat.12 Die Vertragsparteien spiegeln die damalige Lage: es 
waren die Regierungen der westeuropäischen Siegermächte, Österreichs, Italiens 
und der neutralen Staaten (ohne Spanien) sowie die Oberbefehlshaber der franzö-
sischen, britischen und amerikanischen Besetzungszonen Deutschlands! Dieses 
OECE-Abkommen wurde auf den 30. September 1961 durch den OECD-Vertrag 
abgelöst, nämlich das Übereinkommen über die Wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung vom 14. Dezember 1960. Sowohl der nun interkontinen

12	 Ausführliche Darlegung der Entwicklung im Bundesblatt (BBl) 1948, Band II, Seiten 
1177 ff.
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tale Kreis der beteiligten Staaten als auch die Aufgaben wurden damit wesentlich 
erweitert.
Sechs Jahre nach Ende des Zweiten Weltkrieges gründeten Deutschland, Belgi-
en, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande,13 auf deren Gebiet (mit 
Ausnahmen) die drei Kriege von 1870/1871, 1914–1918 und 1939–1945 mit einem 
grauenhaften Blutzoll geführt worden waren, die erste gemeinsame wirtschaft-
liche Organisation, nämlich die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKS), die Montanunion, durch den Pariser Vertrag vom 18. April 1951. Die 
Bundesrepublik Deutschland hatte die rechtliche Grundlage zu ihrem selbständi-
gen Handeln gelegt mit dem Grundgesetz vom 23. Mai 1949, das am 12. Mai 1949 
von den Militärgouverneuren genehmigt worden war. Die Montanunion war ein 
wirtschaftliches Gebilde, das aber eine friedenssichernde Zielsetzung hatte, was 
im Ingress zum Ausdruck kam, wo einleitend festgehalten wurde, der Zusam-
menschluss trete an die Stelle der jahrhundertealten Rivalitäten und erfolge

in der Erwägung, dass der Weltfriede nur durch schöpferische, den drohenden 
Gefahren angemessene Anstrengungen gesichert werden kann,
in der Überzeugung, dass der Beitrag, den ein organisiertes und lebendiges Eu-
ropa für die Zivilisation leisten kann, zur Aufrechterhaltung friedlicher Bezie-
hungen erforderlich ist,
in dem Bewusstsein, dass Europa nur durch konkrete Leistungen, die zunächst 
eine tatsächliche Verbundenheit schaffen, und durch die Errichtung gemeinsa-
mer Grundlagen für die wirtschaftliche Entwicklung aufgebaut werden kann,
in dem Bemühen, durch die Ausweitung ihrer Grundproduktionen zur Hebung 
des Lebensstandards und zum Fortschritt der Werke des Friedens beizutragen.

Der Vertrag trug die Unterschriften von ›grossen Europäern‹, unter ihnen na-
mentlich Konrad Adenauer und Robert Schumann. Es war nicht mehr wie zur 
Zeit Karls einer, der das europäische Schicksal lenkte, es waren mehrere, die durch 
Verständigung die gemeinsame Lösung von Aufgaben suchten. Die Ausrichtung 
auf die Friedenssicherung durch wirtschaftliche Kooperation fand – etwas spät 
– ihre Anerkennung durch die Verleihung des Friedensnobelpreises 2012 an die 
Europäische Union. – Die Montanunion ist nach Ablauf der 50 Jahre, für die sie 
errichtet worden war, am 23. Juli 2002 aufgelöst worden.14 Sie hatte sich mit dem 
Aufb au der Europäischen Union erübrigt. 

13	 Reihenfolge gemäss Ingress (in alphabetischer Folge nach der französischen Version).
14	 Die Dauer war auf 50 Jahre ab Inkrafttreten (23.07.1952), nicht ab Vertragsabschluss 

festgelegt worden.
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Bürgerinnen und Bürger im Staatenverbund

Den nächsten Schritt bildeten die Römer Verträge vom 25. März 1957 zur Grün-
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen 
Atomgemeinschaft (Euratom). Beteiligt waren die gleichen sechs Staaten, welche 
die Montanunion gegründet hatten. Und erneut unterzeichneten führende Euro-
päer die Verträge, unter ihnen wiederum Konrad Adenauer, dann Walter Hall-
stein, Christian Pineau, Maurice Faure, Antonio Segni, Paul-Henri Spaak und 
weitere. Die Friedenssicherung wurde im Ingress nicht mehr erwähnt. Der Ver-
tragsabschluss erfolgte im Hinblick auf den Fortschritt, nicht zur Bewältigung 
der Vergangenheit. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft wurde gegründet 
in dem festen Willen, die Grundlagen für einen immer engeren Zusammenschluss 
der europäischen Völker zu schaffen. Darin kam das langfristige Ziel zum Aus-
druck, über die wirtschaftliche Zusammenarbeit hinaus eine Gemeinschaft euro-
päischer Staaten zu bilden.
Die Konsolidierung und Weiterentwicklung erfolgte in Schritten, denn auch ein 
Europa, das auf Verträgen und nicht auf Eroberungen beruht, entsteht nicht in 
abschliessender Form auf einen Schlag. Mit der Einheitlichen Europäischen Akte 
vom 28. Februar 1986 wurde aus der bisherigen Versammlung als Organ von 
EGKS, EWG und Euratom das Europäische Parlament15, und die Vollendung des 
Binnenmarktes wurde auf den 31. Dezember 1992 festgelegt. Durch den Vertrag 
von Maastricht vom 7. Februar 1992 wurde die Europäische Union als Überbau 
zu den Gemeinschaften gebildet und die EWG in Europäische Gemeinschaft um-
benannt. Die Verträge von Amsterdam vom 2. Oktober 1997 und von Nizza vom 
26. Februar 2001 dienten vor allem als Grundlage für die Süd- und Ost-Erweite-
rung. Nach dem Scheitern des Vertrages zur Errichtung einer Verfassung für Eu-
ropa vom 29. Oktober 2004 an negativen Volksentscheiden in Frankreich und den 
Niederladen16 schlossen die nunmehr 27 Mitgliedstaaten am 13. Dezember 2007 
den Vertrag von Lissabon, durch den die Europäische Union konsolidiert und 
die Europäische Gemeinschaft (ursprünglich die EWG17) in sie integriert wurde. 
Euratom besteht weiter, wird aber geführt durch die Organe der Europäischen 
Union.

15	 Schon durch die Römer Verträge vom 25.03.1957 waren die Versammlungen der drei 
Organisationen EGKS, EWR und Euratom zusammengelegt und der Gerichtshof ge-
gründet worden. Durch den Fusionsvertrag vom 08.04.1965 wurde eine gemeinsame 
Kommission für die drei nun als Europäische Gemeinschaften bezeichneten Organisa-
tionen geschaffen und damit die Hohe Behörde der Montanunion abgelöst.

16	 Abgelehnt wurde die Verfassung durch die französischen Stimmberechtigten am 
29.05.2005, durch die niederländischen am 01.06.2005.

17	 EWG, EGKS und Euratom erhielten durch den Fusionsvertrag vom 08.04.1965 die 
Bezeichnung Europäische Gemeinschaften (Plural), die EWG durch den Vertrag von 
Maastricht vom 07.02.1992 jene von Europäische Gemeinschaft (Singular).
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Bei dieser Entwicklung blieb die Europäische Union, was die Europäischen Ge-
meinschaften waren, nämlich ein Staatenverbund. Für die Bürgerinnen und Bür-
ger war dies ein etwas abstraktes und entferntes Gebilde. Höchst konkret und 
unmittelbar erlebte es der grössere Teil unter ihnen, als am 1. Januar 2002 ihr 
gewohntes Geld abgelöst wurde durch Münzen und Banknoten in Euro, der im 
Vertrag von Maastricht verankerten gemeinsamen Währung. Die rechtliche 
Stellung der Staatsangehörigen wurde im gleichen Vertrag verstärkt (oder verge
meinschaftet), indem sie nun Unionsbürger waren, ihre eigene Staatsbürgerschaft 
aber beibehielten. Individualrechte garantiert die Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union vom 12. Dezember 2007. Sie ergänzt in den EU-Staaten die 
(Europäische) Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten vom 4. November 1950 mit ihrem weiten, die Schweiz einschliessenden Gel-
tungsbereich. 
Das Europäische Parlament (ursprünglich die Versammlung) wird seit 1979 in 
den einzelnen Mitgliedstaaten in Direktwahl gewählt. Anders als bei der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarates handelt es sich dabei nicht um 
Delegationen aus nationalen Parlamenten, sondern um Persönlichkeiten, die auf 
europäischer Ebene allein wirken. Die Bürgernähe ist damit nicht im gleichen 
Masse gewährleistet, wie wir sie in der Schweiz kennen. Im Vertrag über die Eu-
ropäische Union steht (Art. 10 Abs. 1 und 2): Die Arbeitsweise der Union beruht 
auf der repräsentativen Demokratie. Die Bürgerinnen und Bürger sind auf Unions-
ebene unmittelbar im Europäischen Parlament vertreten. Mit dieser unmittelba-
ren Vertretung wird die Direktwahl angesprochen.
Beim Abschluss von Verträgen unter den Mitgliedstaaten – also bei der Schaffung 
des primären Rechts – stehen den Bürgerinnen und Bürgern die demokratischen 
Mitwirkungsrechte nach dem Recht ihres eigenen Staates zu. Über den Beitritt 
zur Union (zuvor zu den Gemeinschaften) ist in verschiedenen Staaten abge-
stimmt worden.18 Die Vertragsänderungen werden in der Regel von den nationa-
len Parlamenten beschlossen. Wo die staatliche Zustimmung dem Referendum 
unterlag, sind auch negative Beschlüsse gefasst worden. So ist, wie erwähnt, die 
Europäische Verfassung am Widerstand der Stimmberechtigten von Frankreich 
und den Niederlanden gescheitert. In Irland wurden sowohl der Vertrag von Niz-
za als auch jener von Lissabon in einer ersten Abstimmung abgelehnt, in einer 
zweiten dann aber angenommen.
Das sekundäre Recht wird nicht durch die Mitgliedstaaten vereinbart, sondern 
von der Union selbst erlassen. Es handelt sich dabei um Richtlinien, die von den 
Mitgliedstaaten durch die Rechtsetzung auf nationaler Ebene umgesetzt werden 
müssen, und um Verordnungen mit unmittelbarer Geltung. Beschlossen werden 
beide Erlassarten – in der Regel auf Antrag der Kommission als der Exekutive –  
vom Europäischen Parlament und vom Rat, der aus je einem Regierungsmitglied 

18	 Negativ lautete das Ergebnis der Abstimmung vom 28.11.1994 in Norwegen.
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(Fachminister) der 28 Staaten gebildet wird. Bei fehlender Übereinstimmung 
wird eine solche – ähnlich wie bei unserem schweizerischen Zweikammersystem 
– über höchstens drei Lesungen hinaus gesucht. Kommt kein Konsens von Parla-
ment und Rat zustande, wird die Richtlinie oder die Verordnung nicht erlassen. 
Damit steht den Unionsbürgern über ihre parlamentarische Vertretung eine in-
direkte Mitwirkung zu. Seit dem 1. April 2012 verfügen sie auch über das Initia-
tivrecht, das allerdings mit dem entsprechenden schweizerischen Verfahren nicht 
zu vergleichen ist. Erforderlich sind eine Million Unterschriften aus mindestens 
sieben Mitgliedstaaten, jeweils mit einer von der Grösse des Staates abhängigen 
Mindestquote.19 Das Zustandekommen ist damit hürdenreich, und die Wirkung 
ist bescheiden, kann doch mit der Bürgerinitiative nur die Kommission aufge-
fordert werden, einen Antrag vorzulegen; gezwungen dazu ist sie nicht. Der Ein-
bezug des Europäischen Parlaments in dieses Verfahren hat rein konsultativen 
Charakter. So bleibt es beim Erlass von Richtlinien und von Verordnungen bei 
der repräsentativen Demokratie.

Neue Dimensionen der Verflechtung

Die Schweiz gehörte zum Reich Karl des Grossen und zum späteren Heiligen 
Römischen Reich deutscher Nation, von dem sich die einzelnen Bundesglieder 
faktisch und rechtlich allmählich lösten, bis sie im Westfälischen Frieden 1648 
formell aus dem Reich austraten.
Auf einer heutigen Karte Europas mit den Konturen der Europäischen Union fin-
det sich in der Mitte ein weisser Fleck: die Schweiz. Das mag unlogisch scheinen, 
und zwar sowohl hinsichtlich der Lage unseres Landes als auch seiner Verbin-
dungen zu den Nachbarstaaten, bildet doch die Schweizer Grenze, anders als jene 
anderer Länder, nur auf begrenzten Abschnitten im Wallis und in Graubünden 
eine Sprachgrenze, und zudem nur eine relative.20 In diesem Sinne kommt der 
Schweiz eine Mittlerfunktion zu als Brücke zwischen dem deutschsprachigen 
und dem lateinischen Europa. Diese Aufgabe gilt es wahrzunehmen, denn das 
Verdrängen der Verständigung in den kontinentaleuropäischen Sprachen durch 
das Englische in Wissenschaft und Wirtschaft trifft letztlich die Kulturen des eu-
ropäischen Kontinents. 
Die Schweiz ihrer Lage wegen als Drehscheibe Europas zu bezeichnen, wäre da-
gegen zu hoch gegriffen. Die europäischen Verkehrsströme fliessen mehr auf der 
West-Ost-Achse und zu den grossen Zentren nördlich unseres Landes als auf der 

19	 Verordnung (EU) Nr. 211/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16.02.2011 über die Bürgerinitiative.

20	 Im angrenzenden italienischen Aostatal wird – jedenfalls teilweise – Französisch und im 
Formazzatal eigentlich Deutsch gesprochen. Auch im Unterengadin dürfte die Sprach-
grenze relativ sein.
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Nord-Süd-Achse. Das gilt für den Strassen-, den Schienen- und den Luftverkehr. 
Auf den Schienen fährt im Reiseverkehr kein einziger Transitzug mehr durch 
unser Land. Im Nord-Süd-Güterverkehr spielt die Schweiz auf der Schiene die 
grössere Rolle als auf der Strasse.21 
Die wirtschaftlichen Verbindungen zum europäischen Raum sind eng, wobei die 
Schweiz im Verhältnis zur EU mehr Kundin als Lieferantin ist, beliefen sich doch 
die Importe aus der EU in unser Land 2012 auf 134 Milliarden Franken, während 
wir dorthin Waren für 112 Milliarden exportierten. Ausgeprägter als jene anderer 
Staaten sind Schweizer Unternehmen auf globale Märkte ausgerichtet, doch bleibt 
die Europäische Union wichtigster Wirtschaftspartner. 2012 gingen wertmässig 
55.5 % unserer Exporte in EU-Länder, 3.5 % in andere europäische Staaten,22 aber 
immerhin 41 % nach anderen Kontinenten.
Trotz dieser engen geographischen, kulturellen, verkehrspolitischen und wirt-
schaftlichen Verbindungen zu Europa hat sich die Schweiz der Europäischen 
Union nicht angeschlossen und den Beitritt zum Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) in der Volksabstimmung vom 6. Dezember 1992 abgelehnt, knapp sieben 
Monate zuvor hingegen der Mitwirkung in den Bretton-Woods-Instituten mit der 
Weltbank ebenfalls im direkt-demokratischen Verfahren zugestimmt.23 In diesen 
Entscheiden liegt nicht einfach Inkohärenz. Man kann in ihnen den Willen zur 
Teilnahme am globalen Geschehen, aber die Skepsis gegenüber der Eingliederung 
in einen Staatenverbund sehen. Dies stand 1992 zwar nicht zur Debatte, aber das 
unglückliche Handeln der Regierung hatte den Eindruck vermittelt, der Beitritt 
zum EWR führe zur Mitgliedschaft in der Europäischen Union, und dies weckte 
Abwehrreflexe.24 

21	 Auf dem Arc Alpin A zwischen Fréjus / Mont Cenis und Brenner teilten sich die Güter-
tonnen 2011 wie folgt auf:

	 Strasse	 Frankreich  31.6%	 Schweiz  22.6 %	 Österreich  45.8 %	 
Schiene	 Frankreich    7.9 %	 Schweiz  59.5 %	 Österreich  32.6 %	 
Quelle: Alpifret, Rapport annuel 2011; Février 2013, Seite 161, herausgegeben von der 
EU und der Schweiz (UVEK).

22	 EFTA-Staaten, GUS (Staaten der ehemaligen Sowjetunion) und Südosteuropäische 
Staaten.

23	 Über den EWR wurde im Verfahren des obligatorischen Referendums (mit dem erfor-
derlichen doppelten Mehr von Volk und Ständen) abgestimmt. Eine knappe Mehrheit 
von 50.3% der Stimmenden, aber eine deutliche von 16 (der 23) Kantone lehnte den 
Beitritt am 06.12.1992 ab. Der Mitwirkung in den Bretton-Woods-Instituten wurde 
im Verfahren des fakultativen Referendums (ohne erforderliches Kantonsmehr) am 
17.05.1992 mit einer Ja-Mehrheit von 55.8 % zugestimmt.

24	 Die Botschaft des Bundesrates für den Beitritt zum EWR trägt das gleiche Datum (18. 
Mai 1992) wie das Gesuch des Bundesrates zur Aufnahme von Beitrittsverhandlungen 
zur EU! An diesem Tag begann das Treffen des Parlamentarier-Ausschusses der EFTA 
in Reykjavik, und wir Schweizer, die man zuvor nicht orientiert hatte, wurden von den 
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So wurde der Weg des Bilateralismus, der 1972 eingeschlagen worden war, weiter-
verfolgt.25 Er hat sich als durchaus fruchtbar erweisen, nicht nur im wirtschaftli-
chen Bereich, sondern namentlich auch in Forschung und Bildung. Heute wird er 
von Seiten der EU in Frage gestellt. Verlangt wird ein horizontaler institutioneller 
Rahmen für die gesamten Rechtsbeziehungen, im sachlichen Bereich der Abkom-
men die automatische Geltung geänderten europäischen Rechts in der Schweiz, 
die Verbindlichkeit der Auslegung des EU-Rechts durch den Europäischen Ge-
richtshof für unser Land und ein internationaler Aufsichts- und Kontrollmecha-
nismus.26 So müssten wir etwa den Gütertransit über die Alpen in dem Rahmen 
zulassen, den die EU jeweils festlegt. Diese Einbindung in die Rechtsentwicklung 
innerhalb der EU ohne Mitwirkung der Schweiz wird für unser Land nicht in 
Frage kommen. Die alten Eidgenossen haben sich nicht zusammengeschlossen, 
um ihre Gemeinschaft mehr als 700 Jahre später andern zu unterstellen; und die 
Schöpfer der modernen Schweiz haben 1848 diese Unterordnung ebensowenig ge-
wollt. – Die Mitwirkung an den Entscheiden wäre gewährleistet bei einem Beitritt 
der Schweiz zur Europäischen Union. Die damit verbundene Eingliederung in 
einen weite Lebensbereiche erfassenden Staatenverbund entspricht jedoch nicht 
der schweizerischen Vorstellung einer Gemeinschaft ›von unten nach oben‹ mit 
Entscheidungsfunktionen auf drei Stufen von Gemeinwesen. So ist den Behörden 
die Aufgabe gestellt, einen mit dem schweizerischen Staatsverständnis vereinba-
ren Weg zu suchen und ihn den andern verständlich zu machen. Eine differen-
zierte Regelung ist wenig attraktiv; es fehlt ihr an Schwung. Aber eine Nation lebt 
nicht vom Schwung allein, sondern im Alltag, in der Schweiz mit einer allen Lan
desteilen gemeinsamen Vorstellung, wie der Staat zu gestalten ist, um Antworten 
auf die sich in immer schnellerem Rhythmus ändernden Herausforderungen zu 
entwickeln und die Lösungen aus der Wertordnung herzuleiten.
Wie auch immer die Beziehungen zur Europäischen Union gestaltet werden, eine 
umfassende Lösung aller anstehenden Probleme wird sich daraus nicht ergeben. 
Die Beziehungen unseres Landes beschränken sich nicht auf den europäischen 
Kontinent. Unsere Wirtschaft ist global vernetzt, wie der Anteil der Waren

Vertretern der andern Staaten gefragt, was die Schweiz nun eigentlich wolle. Die glei-
che Frage stellten sich die Schweizer Stimmberechtigten. Ein Mitglied des Bundesrates 
bezeichnete den EWR als das ›Trainingslager‹ für den Beitritt zur EU, was sich stark auf 
den Abstimmungskampf auswirkte.

25	 Am 22.07.1972 waren die Freihandelsabkommen mit der EWG und den Mitgliedstaa-
ten der EGKS abgeschlossen worden. In der Abstimmung vom 03.12.1972 wurde die 
Vorlage von 72.5 % der Stimmenden und in allen Kantonen angenommen. – Die sog. 
Bilateralen II vom 21.06.1999 fanden am 21.05.2000 die Zustimmung von 67.2 % der 
Stimmenden (fakultatives Referendum ohne Kantonsmehr).

26	 Schlussfolgerungen des Europäischen Rates (der Versammlung der Staats- und Regie-
rungschefs der Mitgliedstaaten) vom 20.12.2012, der Bundespräsidentin mitgeteilt vom 
Präsidenten der Europäischen Kommission mit Brief vom 21.12.2012.
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exporte nach Übersee zeigt. Die Finanzdienstleistungen stehen interkontinental 
in Konkurrenz und in der Kritik, die nicht frei von Interessenvertretung ist. Un-
sere Währung ist nicht nur gegenüber dem Euro, sondern auch gegenüber dem 
Dollar so hoch bewertet, dass die Wirtschaft im internationalen Vergleich be-
nachteiligt wird. Von Zürich gelangt man im Direktflug auf vier andere Kontinen-
te. Und viele der zu bewältigenden Aufgaben haben keinen rein nationalen oder 
kontinentalen Charakter, sondern einen globalen. Die Wissenschaft steht längst 
in einer globalen Vernetzung. Die Sicherheit des Landes und seiner Bevölkerung 
hängt nicht mehr von europäischen Machtkämpfen, sondern von Entwicklun
gen fern unseres Landes mit kulturell und religiös geprägten Spannungen ab, mit 
einem Handeln von Gruppen und Potentaten, die unsere – schweizerischen, eu-
ropäischen, ja westlichen – Wertvorstellungen nicht teilen. Armut und Hunger in 
der Welt gehen auch uns an und wirken sich mit der Migration auf unser Land 
aus. Die Energieversorgung und der Umweltschutz können nicht durch Europa 
allein gewährleistet werden, sondern nur auf globaler Ebene. Das alles bedingt ein 
Handeln über die kontinentalen Grenzen hinaus. Man mag dabei durch gemein
sames Vorgehen europäischer Staaten besser gestellt sein als im Alleingang. Das 
Beispiel der Abkommen von Schengen und Dublin27 zeigt, dass die weltweite 
Migration auf der – verständlichen – Suche nach besseren Lebensbedingungen 
mit kontinentalen Massnahmen allein nicht bewältigt werden kann, denn die eu-
ropäischen Abkommen schützen in einem gewissen Masse, lösen das Problem 
aber nicht. So ist ein Handeln auf vielen Ebenen erforderlich. Ein zielgerichtetes 
aktives Vorgehen drängt sich auf; die Abwehr allein reicht nicht.
Was aber hat das mit Karl dem Grossen zu tun? Nicht mehr viel, denn sein Reich 
erstreckte sich zwar auf einen grossen Teil des europäischen Kontinents, aber er 
konnte sein bedeutendes Wirken auch darauf ausrichten. Nicht nur haben in der 
westlichen Welt Formen der Gemeinschaft die Herrschaft abgelöst; die ganze 
Welt ist vernetzt mit globalen Problemen, die gelöst werden müssen. So wurden 
nicht nur frühere Lebens- und Herrschaftsformen durch Vorstellungen über ge-
sellschaftliche und staatliche Gemeinschaften abgelöst. Grundlegend gewandelt 
haben sich ebenso die zu lösenden Aufgaben, die weitere geographische Dimensi-
onen haben als selbst das grosse Reich Karls.

27	 In der Volksabstimmung vom 05.06.2005 wurde im Verfahren des fakultativen Refe-
rendums (ohne erforderliches Kantonsmehr) dem Schengen-Assoziierungsabkommen 
und dem Dublin-Assoziierungsabkommen zwischen der Schweiz und der EU (damals 
auch noch der EG) mit einer Mehrheit von 54.6 % zugestimmt.


